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dtr Verbandszeitschrift „Der freie Angestellte".
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Bezugspreis durch die Post vierteljährlich 5Mk. Einzel¬

nummer 2 Mk. - Anzeigen werden nicht aufgenommen.

Die neuen Aenderungen
der Reichsversicherungsordnunga

Die Not der Krankenkassen«

Immer stärker drückt die ständig schlimmer werdende Teuf>

rang auch die Krankenkassen. Daher drängten die Kasscnvor-

stand* mit Recht darauf, daß wieder einmal die Bestimmungen

über die Versicherungspflicht und die Grundlohne in der Kranken¬

versicherung den augenblicklichen Verhältnissen angepaßt wer¬

den. Das Reichsarbeitsministerium arbeitete demgemäß den Ent¬

warf einer neuen Verordnimg aus und unterbreitete ihn dem

Rcichstagsansschufl für soziale Angelegenheiten.

Nach dem Entwirf sollte die Gehaltsgrenze für di«

Versieh er ungspflicht der Angestellten von

204000 Mk. auf 480000 Mk. erhöht werden. Aber auch dieso

Grenz« genügte nicht. Die Sozialdemokraten schlugen 840 000

Mark vor. Das ging jedoch dem Ministerium und den bürger¬

lichen Parteien zu weit; und so einigte sich der Ausschuß mit

dem Ministerium dahin, daß 720000 Mk. als diese Gehaitsgrenze

festgelegt wurde.

Die Sozialdemokraten befürchteten aber, daß diese Gehalts-

grenae ebenfalls nur zu schnell durch weiteres Steigen der

Preise überholt werde. Dann müßten, wie bisher stets in solchen

Patient viele Angestellte bei der Kraukenkasse abgemeldet undf

sobald die Gehaltsgrenze weiter hinausgeschoben worden ist,

von neuem angemeldet werden. Das macht nicht nur große un¬

nötige Arbeit, sondern schädigt sowohl die Kassen als auch so

manchen dieser Angestellten. Am besten wäre es, wenn die

OehaltSgrenze aufgehoben würde, wie es die Sozialdemo¬

kraten seit jeher verlangt haben. Da sie dies aber nicht er¬

reichen konnten, regten sie an, daß wenigstens die Angestellten,

die versicherungspflichtig sind, es auch dann bleiben, wenn ihr

Oehalt jene Gehaltsgrenze überstiegen hat. Das Ministerium

ging auf diesen Gedanken ein und schlug die Bestimmung vor:

Wer die für seine Versicherungspiiicht maßgebende Ver¬

dienstgrenze von 720 000 Mk. überschreitet, ohne seinen Arbeit¬

geber oder seine Stellung zu wechsein, scheidet erst mit dem

ersten Tagt des vierten Monats nach Ueberschreiten der Ver¬

dienstgrenze aus der Versicherungspiiicht aus.

Diese Bestimmung geht nicht ganz so weit wie die Sozial¬

demokraten es gewollt hatten, aber sie wird doch viel Arbeit er¬

spare:! und manchen Schaden verhüten, da in jenen drei Monaten,

lu denen die Versicberungspflicht trotz des Ueberschreitens der

OehaltSgrenze bestehen bleibt, eine neue, weiter vorgerückte

Oehaltsgren.se vorgeschrieben nnd damit das Ausscheiden jener

Angestellten aus der Kasse vermieden werden wird. Die Be¬

stimmung wurde denn auch angenommen und eine entsprechende

Bestimmung fflr Hausgewerbetreibende hinzugefügt

Besonders arg war es mit den Mitgliedern einer Ersatz«

kasse. Pur Sie ruhen auf ihren Antrag die Rechte und

Pflichten als Mitglieder der allgemeinen Krankenkasse, in dia

sie gehören« Auch diese Anträge verursachten bei der so hau¬

en Veränderung der Lohngrenze viele zwecklose Arbeit. Das

trbeitsministerium schlug, um dies zu vermeiden« vor, daß das

Verfahren für die Mitglieder derjenigen Ersatzkassen vereinfacht

wird, an die unmittelbar der Arbeitgeber auf Grund des § 518

RVO« die Beiträge entrichtet Die Mitglieder dieser Kassen

sollen ihrem Arbo I er ihre Zugehörigkeit zu einer solchen

*se nachweisen; dann b - :ht der Arbeitgeber sie nicht bei

der zuständigen allgemeinen Krankenkasse an- und a len

und es bedarf auch keines V. res für das Ruhen ihrer Rechte

un] Pi chten in ceser Krankenkasse mehr.

So seiir de Sozialdemokraten das Verfahren möglichst v

einfachen \ ten, hatten sie doch Bedenken, auf diese Weise

jene ErsaUkassea noch mehr als bisher zum Schaben der unge¬

meinen Krankenkassen zu begünstigen. Sie lehnten daher dies«

Bestimmung ab. Infolgedessen wurde das vereinfachte Ver¬

fahren auf diejenigen Mitglieder jener Ersatzkassen beschränkt,

die noch zur Zeit der Verkündung der neuen Verordnung Mit¬

glieder der Ersatzkasse waren« obgleich sie wegen Ueber¬

schreitens der Gehaltsgrenze aus der Versicherungspflicht aus¬

geschieden sind und die ihr jetzt infolge der neuen Verordnung

wieder unterstellt werden. Bei ihnen bedari es für das Ruhen

der Rechte und Pflichten in der zustündigen allgemeinen Kranken¬

kasse keiner Meldung und keines Antrags bei der allgemeinen

Krankenkasse.

Für die V e r s i c h e r u n g l b e r e c h t i g l n g ist die

Einkommensgrenze von 40 000 auf 480000 Mk. erhöht worden.

Bei den Bestimmungen über die Grundlöhne traten

wiederum die alten Gegensätze hervor: die Sozialdemokraten

verlangten, daß die Beitrüge für die Kassen und die baren

Leistungen der Kassen nach dem tatsächlichen Verdienst der

Versicherten bemessen werden« daß also der Grundlohn gleich

diesem Verdienste sei; die bürgerlichen Parteien und das Reichs¬

arbcitsministerium dagegen wollten nicht so weit gehen und

den Grundlohn nicht über einen verhältnismäßig geringen Be¬

trag erhöhen lassen. So war in dem Regierungseutwurf vorge¬

schlagen:

Bei der

berücksichti

Festsetzung des Grundlohnes muß der Entgelt

ugt werden, soweit er 360 Mk. — gegen jetzt 180

Mark — für den Arbeitstag nicht übersteigt; die Satzung kann,

ihn darüber hinaus berücksichtigen, soweit er 800 Mk. — gegen

Jetzt 500 Mk, — für den Arbeitstag nicht übersteigt.

Schließlich kamen die bürgerlichen Parteien den. Sozial¬

demokraten so weit entgegen, daß die Mußvorschrift bis zum

Betrage von 600 Mk. und die Befugnis für die Satzung bis zum

Betrage von 1800 Mk. ausgedehnt worden ist.

Die Verordnung ist vom 1. Dezember und sollte mög¬

lichst schnell in Kraft treten. Eine Schwierigkeit

lag aber darin, daß es längere Zeit erfordert bis die Verordnung
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a n

der

bei

Die Verordnung Ist inzwischen im ..ReichSgesetzblatt1* er¬

schienen, und zwar in Nr. 79 Teil l S. 891 vom 8. Dezember 1922.

In der Wochenhilfe ist erhöht worden:

I. von den Leistungen der Krankenkassen

die versicherten Wöchnerinnen

1. die bare Beihilfe, wenn eine solche — statt

I ztlicben Behandlung — bei der Entbindung und

Schwangerschaftsbeschwerdell gewährt wird, von 500 auf

4000 Mk..

2. der einmalige Beitrag

a) bei Entbindungen und Schwangcrschaftsfreschwcrden

von 500 auf 2000 Mk.,

b) falls in den Fällen unter a) freie Hebammen¬

hilfe und freie Arznei gewährt werden, von

200 auf 1-200 Mk.,

c) bei Schwangerschaftsbeschwerdcn, wenn eine Entbin¬

dung nicht stattfindet, von 150 auf 900 Mk.,

3. der Mindestbetrag des Wochengeldes von 15 auf

60 Mk«

4. der Mindestbetrag des S t i 11 g e 1 d e s von 30 auf 150 Mk.,

5. dtr Höchstbetrag des einmaligen Beitrags, den die Kasse

an eine Körperschaft für die Beschaffung der Hebammen¬

hilfe — anstatt an die Wöchnerin — auszahlen darf, von

300 auf 1600 Mk..

IF. die Leistungen der Krankenkassen andie Ehefrauen,

Töchter, Stief- und Pflegetöchter der Versicherten:

6. das Wochengeld von 15 auf 50 Mk*
7. djs Stillgeld von 25 auf 120 Mk.

III. Ersatzleistungen:

1. der Wert der freien Hebammenhilfe und

freien Arznei in den Fällen der Entbindung und der

Schwangerschaftsbeschwerden bei Ersatzforderungen der

Kasse und gegen die Kasse von 300 auf 1800 Mk.,

2. der Wert der ärztlichen Behandlung in den

Fällen der Entbindung und der Schwangerschaftsbe-

schwerJen bei Erstattung an die leistungspflichtige Kasse

nach Verhältnis der Mitgüedszeit in den einzelnen Kassen

von 500 auf 4000 Mk.

In der Wochenfürsorge wurden die entsprechenden Mehr¬

leistungen angenommen. Dadurch erreicht der Aufwand des

Reichs für diesen Zweck den Betrag von mehr als 0l<* Milliarden

Mark in Jahr.

Das Notstandsmaßnahmengesetz für die Rentner der Inva¬

liden- und Angestelltenversicherung wurde dahin geändert: Die

Unterstützung ist nach den Umständen und im Höchstbetrage

so zu bemessen« daß das Gesamtjahreseinkommen des Rentners

den Betrag von 43 200 Mk. bei einer Invaliden- oder Alters¬

rente erreicht,

den I'-trag von 34 200 Mk. bei einer Witwen- oder Witwer¬

rente und

den Betrag von 19 200 Mk. bei einer Waisenrente.

Der Kinderzuschlag ist auf 3600 Mk. festgesetzt worden.

Vom Arbeitseinkommen bleibt ein Jahitsbetrag von 36 000 Mk.

außer Ansatz. Von den Bezügen aus öffentlichen oder privaten

Versicherungsunternehmungen usw. b'.eibt der Betrag von 9600

Mark unangerechnet.

Nach den bisherigen Sätzen hätten die Notstandsmaßnahmen

7 bis 8 Milliarden im Jahr erfordert; der Betrag wird jetzt um

25 bis 27 Milliarden, also auf 32 bis 35 Milliarden steigen.

Für die Unfallrente sind alle Sätze aui das Vierfache erhöht

worden. —

Die drei letztgenannten Verordnungen sind noch nicht ver¬

öffentlicht; sie sollen sofort nach der Veröffentlichung in Kraft

treten, die Bestimmungen über die Unfallrenteü mit Wirkung
vom 1. Dezember 1922 ab. GustavHoch. Hanau.

Bestellschein

An das Postamt zu

Ich bestelle hierdurch ab L Januar 1923 vom Verlag des

Zentralverbandes der Angestellten, Berlin SO. 26, Oranien¬

straße 40/41,

. . S*tck «.Volkstümliche Zeitschrift für die gesamte Sozial¬

versicherung" zum Preise von vierteljährlich 60 Mk.

den 1922.

Dem Untergang nahe.

Name:
. .

Wohnung:

Eines der größten Güter des deutschen Volkes, seine soziale

Versicherung, die Versicherung der arbeitenden Bevölkerur;;

gegen Krankheit und deren Folgen, ist dem Ruin preisgegeben

und wird ihm unrettbar verfa'len, wenn nicht in letzter Stunde

Hilfe kommt. Sind auch die Träger der Invaliden- und Unfall¬

versicherung noch nicht so weit, die Träger der Krankenver¬

sicherung sind es um so mehr. Sämtliche Krankenkassen, auch

die leistungsfähigsten und bestorganisierten, können nur mehr

mit Mühe ihren Verpflichtungen nachkommen und sehen sich

doch einem fast nicht glaublichen Unverständnis weiter maß¬

gebender Kre.se gegenüber. Es muß hier Abhilfe geschaffen

werden und das so rasch wie irgend möglich, nachdem man früher

an die jetzt eingetretene Krisis nicht gedacht hat und doch hätte

denken müss^i.

In erster Linie gilt es. die Kassen in die Lage zu versetzen.

wieder eine Reserve anzulegen, ihnen gewissermaßen eine Atem¬

pause zu geben. Es ist den Kassen fernerhin unmöglich, bei

einer Grundlohn- und damit Beitragserhöhung sofort mit der

Zahlung der höheren Leistungen zu beginnen. Gewiß, die Ver¬

sicherten bedürfen eines ihren Löhnen, ihren Beiträgen und der

Zeit angepaßten Krankengeldes, abei welcher Vorteil erwächst

ihnen, wenn die Krankenkassen zu sofortiger Zahlung der höheren

Leistungen verpflichtet und im Verlauf dieses Experimentes

ruiniert werden und verschwinden? Was ist dagegen die Zah¬

lung eines höheren Beitrages für ein oder zwei Monate bei einem

Anspruch auf Leistungen aus dem früheren niedrigeren? Sie

wird dem einzelnen jedenfalls nicht so schwer fallen und für

ihn zweifellos von geringerer Bedeutung sein als der Verlust

der Krankenkassen für die Allgemeinheit. Und man darf die

Uebcrzetigung haben, der Großteil des Versichertenkrelses wird

einsichtig genug sein, diese Maßnahme zu würdigen und sie bei

entsprechender Aufklärung für notwendig halten. Sie soll ja auch

nur in der jetzigen kritischsten Zeit der Krankenkassen Platz

greifen und ist in normaler Zeit nicht nötig. Heute aber ist sie

unbedingt zu fordern und sollte ebenso unbedingt gewährt

werden, schon aus der immer und immer wieder hervorzu¬

hebenden Tatsache heraus, daß Zeiten der Not Notgesetze und

Notmaünahmen gebären und gebären müssen.

Eine weitere Maßnahme läge in der Beschränkung der

Wochenhilfe. Auch her soll der Zweck, Wöchnerinnen gut und

ausreichend zu unterstützen, wie der volkswirtschaftliche und

bevölkerungspolitische Gedanke, der der Gewährung und Aus¬

breitung der Wochenhilfe zugrunde lag, durchaus nicht verkannt

und mißbilligt werden. Familienhilfe und Wochenfürsorge sind

Jedenfalls zu würdigen, doch der Umfang der Wochenhilfe an

versicherte Wöchnerinnen bedürfte im Interesse der Kassen

dringend der Einschränkung. Wenn die Kassen heute an

versicherte Wöchnerinnen bei einer Geburt in der höchsten

Beitragsklassc 20 000 bis 30000 Mark zu zahlen haben, während

den Ehefrauen von Versicherten und den Empfängern von

Wochenfürsorge nur ein Bruchteil dieses Betrages gewährt wird,

so muß auch jeder Uneingeweihte einsehen, daß diese Leistungen

beschnitten werden sollten. Gebe man den versicherten Wöch¬

nerinnen den gesetzlichen Mindestbetrag der Wochenhilfe und

wenn das Krankengeld, auf das sie im Krankheitsfalle Anspruch

hätten, den Betrag des Mindestwochengeldes plus Mindest-

stillgeldcs übersteigt, nur dieses. Die Kassen ersparten durch

diese Handhabung große Summen, und die Versicherten wären

in ihren Ansprüchen durchaus nicht geschmälert, da sie ja immer

den Betrag des ihnen zustehenden Krankengeldes erhalten

würden.

Nicht die kleinste Last der Krankenkassen ist die Bezahlung

der Äerzte. Sie ist ein Kapitel für sich und soll daher im Rahmen

dieser Zeilen nur erwähnt und nicht näher behandelt werden.

Ob sie rinn nach Einzelleitungen oder mit einer Pauschal¬

summe abgegolten wird, sie erscheint auf unabsehbare Zeit das

Schmerzenskind der Krankenkassen bleiben zu wollen, um so

mehr als auch hier maßgebende Stellen bei den Verhandlungen

über die Erhöhung der ArztgebOhren das Interesse für das Wohl

und Wehe der Krankenkassen stark vermissen lassen. Auch

den Aer/ten ist selbstverständlich ein der Teuerung entsprechen¬

des Honorar zu bewilligen, aber eine Bezahlung, wie sie ihnen

fetzt zuteil wird, heißt va banque spielen mit den Mitteln der

Kasten und schließlich mit der Leistungsfähigkeit der Ver¬

sicherten selbst.

Es gibt nach allem nur einen Weg, die Krankenkassen vor dem

völligen Untergang zu bewahren und der Allgemeinheit eine

Einrichtung zu erhalten, wie sie vorbildlicher kein anderer Staat

besitzt, das ist beschleunigte Zuführung von Kapital. Das kann

in erster Linie durch Beitragserhöhung ohne sofortige Zahlung

der höheren Leistungen (bei jetziger Erhöhung berücksichtigt.

Die Schriftleitung.), in zweiter Linie durch eine angemes^eno

Honorierung der ärztlichen Leistungen geschehen. Die Ver¬

sicherten in ihrer Mehrheit sind zweifellos klug genug, den
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v citaus größeren Vorteil der Erhaltung der Krankenkassen dem

des sofortigen Empfanges der höheren Leistungen vorzuziehen,

nnd die Äerzte sind doch mit dem Körper der Kassen so sehr

verwachsen und an dessen Lebensfähigkeit so stark interessiert,

:ß man eigentlich denken sollte, sie müßten für ihren Teil

bemüht sein, ihn auf jeden Fall vor dem Tode, d. h. dem Zu-

nmenbruche zu retten. Verwaltungsassistent Lied.

Gewerkschaftliches.
Zur Reichsbesoldungsordnung. Der Teuerungszuschlag zu

Jen Bezügen der planmäßigen und außerplanmäßigen Reichs¬

beamten gemäß § 17 des BG. vom 30. April 1922 beträgt vom

1. l>ezember 1922 ab zu dem Grundgehalt, den Diäten, dem Orts¬

zuschlag und den Kinderzuschlägen 174 Proz. und vom 17. De¬

zember ab 232 Proz.; hierzu kommt für die im § 17 Abs. 2 des

Besoldungsgesetzes genannten Beamten ein Frauenzuschlag von

monatlich 3500 Mk. Eine Erhöhung des Frauenzuschlages ab

17. Dezember 1922 tritt nicht ein. Für die Ruhegehalts- und

Wartegeldempfänger und Hinterbliebenen gelten die g'eichen

Bestimmungen. — Der durch Rundschreiben des Reichsfinanz-

ministeriums vom 7. September 1922 — IB 22 267 — gewährte

Zuschlag zur Besetzungszulage fällt mit Wir¬

kung vom 1. Dezember 1922 fort. — Die Gewährung

des örtlichen Sonderzuschlages, des sogenannten Ueberteuerungs-

zuschlages, ist auf eine ganz erhebliche Anzahl von Orten weiter

ausgedehrt worden. Die Bekanntgabe dieser Orte ist wegen

Raummangel nicht möglich. Dagegen haben unsere Gau¬

geschäftsstellen ein Verzeichnis derjenigen Orte in ihrem Gau¬

bereich, an denen das Reich örtliche Sonderzuschläge gewährt,

erhalten mit der Maßgabe, die einzelnen Ortsgruppen und Facn-

gruppen unter Mitteilung der Zuschlagsprozentzahl zu benach¬

richtigen.

Das Tarifrecht in Preußen und die Oberversicherungsämter.

Der Preußische Mi-nister für Volkswohlfahrt hat in einer Be¬

schwerdesache neuerdings folgenden Erlaß herausgegeben:

Der Minister für Volkswohlfahrt.

III. V. Nr. 2595. Berlin W. 66, den 28. Oktober 1922.

Leipziger Straße 3.

Nach meinem Erlaß vom 26. Juli d. Js. — UI. V. 1954 —

sollen die Vorschriften des Sperrgesetzes auf diejenigen An¬

gestellten zur Anwendung gebracht werden, welche lebens¬

länglich angestellt sind. Ob eine Anstellung auf Lebens¬

zeit in einem vom Oberversicherungsarnt erlassenen Regulativ

oder in einer Dienstordnung vorgesehen ist, ist ohne Belang.

Nach der in meinem Erlaß weiterhin zum Ausdruck gebrachten

Stellungnahme der Herren Reichsfinanzminister und Reichs¬

justizminister ist die Beamteneigenschaft von Krankenkassen¬

angestellten im Sinne des Sperrgesetzes auch dann anzu¬

nehmen, wenn diese mit Anrecht auf Ruhegehalt, aber auf

Kündigung angestellt sind, sofern ihnen im Falle der

Kündigung das Anrecht auf Ruhegehalt er¬

halten bleibt, es sei denn, daß Gründe vorliegen, die

auch in einem Disziplinarverfahren gegen Beamte den Verlust

des Pensionsanspruchs rechtfertigen würden. Da ein mit

derartigen Bedingungen verknüpftes Kündi¬

gungsrecht, wie aus den dortigen Angaben

hervorgeht, nicht vorkommt, wird das Sperr¬

gesetz auf Krankenkassenangestellte, die

nicht lebenslänglich angestellt sind, nicht

zur Anwendung kommen können.

Selbstverständlich kann bei der Bemessung der Gehalts¬

bezüge und deren Genehmigung nach § 355 der Reichsver-

sicher jngsordnung die Besoldung der eine gleichartige Tätig¬

keit ausübenden Staats- und Gemeindebeamten nicht außer

acht gelassen werden. Sie bildet vielmehr einen wichtigen

oft vielleicht den einzigen Maßstab, nach dem das Dienst¬

einkommen der Krankenkassenangestellten auf seine Ange¬

messenheit hin richtig beurteilt werden kann. Weitere An¬

haltspunkte bieten die Tarifverträge für die Angeste'Iten bei

den Reichs- und Preußischen Staatsverwaltungen nebst ihren

Ergänzungsabkommen. Der nachgeprüfte Vergütungstarif zum

Tarifvertrag vom 4. Juni 1920 (Anlage zum 4. Ergänzungsab¬
kommen) enthält eine Gruppierung der Angestellten im

Bureau-. Registratur-, Kassen- und Buchhaltereidienst nach

Merkmalen, die auch für die l>ei den Krankenkassenver¬

waltungen vorkommende Tätigkeit von Bedeutung sind. Die

Vergütungen (letzte Festsetzung im Ergänzungsabkommen vom

10. April 1922) lehnen sich an aie Geha^ssätze der staatlichen

Besoldungsordnung an, ohne daß jedo- !i c:n Anreckt auf Ruhe¬

gehalt und Hinterbliebenenfursorge besteht. Darüber, wie

beim Vorliegen tariflicher Vereinbarungen

zwischen den Krankenkassen und ihren An¬

gestellten verfahren werden soll, ergeben

die im Erlaß vom 2 6. Juli 1922 angezogenen

Bescheide des Herrn Reichsarbeitsministers
das Nähere. gez. H i r t s i e i e r.

Nach diesen Ausführungen scheint über die Nichtanwend-

barke.t des Besoldungssperrgesetzes auf die Krankenkassen¬

angestellten nunmehr auch in Preußen hinreichend Klarheit zu

bestehen. Wir haben früher schon wiederholt darauf hinge¬
wiesen, daß die Oberversicherungsämter nur berechtigt sind, auf

Grund des § 355 der RVO. zu prüfen. Dabei sind die mit den

Kassenvorstiinden und Kassen abgeschlossenen Tarifverträge zu

berücksichtigen. Das ist in allen außerpreußischen Ländern

bisher schon geschehen.
Neu ist der Hinweis auf die Tarifverträge für die Ange¬

stellten bei den Reichs- und preußischen Staatsverwaltungen.
Die Verhältnisse bei diesen Körperschaften lassen sich aber

ebensowenig mit denen bei den Krankenkassen vergleichen, wie

die Verhältnisse der Reichsbeamten. Wenn schon Tarifverträge
zum Vergleich herangezogen werden, so kann das nicht in dieser

einseitigen Weise geschehen. Mit demselben Recht könnten wir

einen Vergleich mit der Besoldung der Angestellten im Bergbau
oder in der chemischen Industrie verlangen. Grundsätzlich

stehen wir bekanntlich auf dem Standpunkt, daß unser Reichs¬
tarif auf Grund des geltenden Tarifrechts unabdingbar und

rechtsverbindlich für die Krankenkassen und die Kassen¬

angestellten ist.

Der Rcichstariivertraz der Berufsgenossenschaften beschäf¬

tigte am 11. November den 6. Ausschuß des Reichstags. Die

Knappschaftsberufsgenossenschaft Halle wandte sich mit einer

Petition gegen seine Verbindlichkeitserklärung. Einmal wurde

diese angefochten, weil angeblich die bedeutenderen Berufs¬

genossenschaften dem Arbeitgeber verband nicht angehörten;

zum andern vertrat die Petition di6 Ansicht, daß von dem Tarif¬

vertrag Abstand genommen werden könne, falls die Berufs¬

genossenschaft nach der Reichsbeamtcnbesoldung die Gehälter

festsetze und das mit Zustimmung ihrer Angestellten.

Abg. Morath (Deutsche Volkspartei) empfahl, diese Petition

der Reichsregierung zur Kenntnisnahme zu überreichen, weil die

geltend gemachten Gründe zu beachten seien. Ein Vertreter

des Reichsarbeitsministeriums legte die Gründe der ablehnenden

Haltung des Reichsarbeitsamts im einzelnen dar. Unser Kol¬

lege Giebel trat der Auffassung des Abg. Morath entgegen; er

wies darauf hin. daß das Verlangen der Petition die wirtschaft¬

lichen Interessen der Angestellten in den Berufsgenossenschaften
erheblich schädigen müßte; denn die Berufsgenossenschaften
sind Gegner des verbindlich erklärten Reichstarifvertrags, weil

durch ihn eine bessere Besoldung festgelegt wrird. Aber

auch aus rechtlichen Gründen könne der Petition nicht statt¬

gegeben werden. Dieser Auffassung schloß sich die groß^

Mehrheit des Ausschusses an und beschloß, gemäß dem Antrag

Giebel über die Petition zur Tagesordnung überzugehen. Damit

hat der 6. Ausschuß den Standpunkt dieser berufsgenossen¬
schaftlichen Außenseiter sachlich abgewiesen.

Versammlung der Berufsgenossenschafisangestellten fn

Karlsruhe. Am 21. Oktober 1922 hielt unsere Ortsfachgruppe

Karlsruhe eine Mitgliederversammlung ab, zu der auch auf

Einladung zwei Mitglieder des „Verbaruv14 aus Stuttgart er¬

schienen wraren. Eines dieser Mitglieder versuchte durch ein

Gegenreferat über „Die Zie!e und Bestrebungen des Verbaruv"

Anhänger für diese Organisation zu werben. Sein Bemühen

war jedoch völlig erfolglos, was aus der folgenden einstimmig

angenommenen Entschließung hervorgeht:

„Die am 21. Oktober 1922 stattgefunden Mitgliederversamm¬

lung vertritt einmütig den Standpunkt, daß die Regelung der

Bezüge der Berufsgenossenschaftsangestelltcn durch Abschluß

von Tarifverträgen der richtige Weg zur Erlangung auskömm¬

licher Existenzbedingungen ist. Sie legt besonderen Wert auf

die Mitwirkung der Angestelltenschaft bei der Regelung der

Ansteüungs- und Besoldungsverhältnisse. Die Möglichkeit hierzu

ist nur gegeben, wenn sie. wie bisher, freie Angestellte bleiben.

Die Berufsgenossenschaftsangestellten lehnen deshalb die Be¬

strebungen nach Erlangung der Beamteneigenschaft ab und er¬

blicken in dem Zentralverband der% Angestellten die für sie

gegebene Organisation.-4

Gaufach?ninre Baden. Für die Krankenkassenangestellten

sind die Gehaltsbezüge neu geregelt. Die Verhandlungen des

Tarifausschusses gestalteten sich besonders schwierig, da die

Erhöhungen der Reichsbesoldungsordnung wesentlich hinter den

Erhöhungen der Industrie zurückgeblieben sind. Schließlich

einigte man sich auf folgende Sätze:

Orts- Gruppe IV Gruppe III Gruppe II Gruppe I

klasse Mk Mk. Mk. Mk.

A 39950 — 52050 42900—55400 46200-61400 50700-66650

B «16500—48250 39600—51750 42900-57650 47350 — 62*50

C 34150—45500 37150—48950 40400 — 54800 44800— 59900

D 33750-44950 36600—48400 40000-54200 44400— 59350

Davon gelten als Grundgehälter:
A 1500 — 2250 1666-25oo 1916— 2875 2166 — 3250

B 1416 — 2125 1583 — 2375 1833 — 2750 2083 — 3125

C 1333 — 2000 1500—2250 1750 — 262.5 2000— 3000

D 1250 — 1878 1416-2125 1666-2500 1916 — 2875
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Grundgehalt .

Ortszuschlag .

zusammen

Teuerungszulage

Monatsgehalt

Dic Frauenzulage beträgt 1500 Mk. monatlich, die Kinder-

zu tn für Kinder irr Aiter bis zu 8 Jahren 2800 Mk, und für

. er 8 Jahre alte Kinder 32W Mk. monatlich.

jed< Verhandlungsteilnehmer urde gerade bei diesen

Verhandlungen die große Oefahr der Reichsbesoldungsordnung

für die Angestellten der Krankenkassen wieder vor Augen ge-

führt Die Sätze der Reichste! ingsordnung bleiben weit

hinter den irt.cn Vereinbarungen in der Industrie zurück; die

kommenden Monate werden hierin noch eine weitere Ver-

scfalechterung bringen, da sie die besonderen bezirklichen und

örtlichen Verhältnisse in keiner Weise erfaßt Baden ist mit das

teuerste Grenzgebiet und bedarf deshalb unbedingt einer rein

besirklicben Regelung. Möchten doch endlich aüe Kranken¬

kassenangestellten dies einsehen und geschlossen die Besoldung

nach der Reichsbesoldungsordnung ablehnen unJ Durchführung

unseres Tarife! fordern«

Gaufachzruppe Oldenburg. Gemäß | 3 der Bezirklichen

Frgänzung vom 22. Januar 1922 zur Tarifgemeinscliaft für die

Krankenkassenangestellten wurde mit Wirkung ab I.Oktober

Gruppe !I

* . i 16000 bis 24000
Gruppe I

18000 bis 27 000

, , ,
5000 500,)

. . » 21 lOO bis 0

5000 5 000

23 000 bii 32000

> . . 27»-«» : • ...00 31 000 bis 37000

M 000 bis 69 000
. . . 48000 bis 62Ö00

Der Prauenzaschlai wird ab 16. November 1922 auf

2«VX) Mk. fiir den Alonat erhöht.

I)ie K i n d e r z u I a g c n betrafen pro Monat für Kinder bis

zum 6. Lebensjahr« 4400 Mk.. für Kinder bis zum 14. Lebensjahre

5500 Mk.. für Kinder bis zum vollendeten 18. Lebensjahre 66:0 Mk.

Aus Tarifreclit und -praxis.

1922 falzende Aenderung der Gehaltssätze beschlossen:

Das üelialt betraut monatlich:
Ortsklasse H.

Tarifgrnppe I

H

III
IV

Anfa^ßs
geholt
Mk.

24 000

21000

19 000

17 000

EimJ-

gehaH
Mk.

31000

28 000

25 000

23 000

Ortsklasse C.

Anfangs- End¬

gehalt
.V.k.

23 400

20 400

1S4W

16 400

gehalt
Mk.

30 300

27 300

24.300

22 300

Ortsklasse Du.E

Anfang»- En«V

gehalt

22 700

19 700

17 700

15 700

gehalt
Mk.

29 500

26 500

23 500

21500

steinend in 12 Jahren.

Als Teuerungszulagen zelten ab 16. November 1922

monatlich:
Ortsklasse 13.

Mk. Mk. Mk.

Tarifgruppe I 27 300 steigend je Dienstjahr um 650 bis 35 100

II 24 300
. . M ,

625
.

31800

III 20 900
. . . .

600
.

28100

.
IV 19700 .

*

„ „ .
525

.
26000

Ortsklasse C.

Tarif^ruppe 1 26 500 steigend je Dienstjahr um 650 bis 34 300

II 23 500
„

H
625

„
31 000

III 20 500 ,. M „ „
600

„
27 700

„
IV 19 000

„ „ „ „
500

„
25 400

Ortsklasse D und E.

Tarifgruppe I 25 900 steigend je Dienstjahr um 650 bis 33 700

U 23 100
„ „ „ „

650
„

30 900

III 20 200
„ „ „ „

625
„

27 700

IV 19 000 „

575
„

25 900

Die Kindcrzuiage beträgt monatlich fiir Kinder bis 6 Ja'ire

4-100 Mk.. von 6 bis 14 Jahren 5500 Ml.., von 14 bis 21 Jahren

66U0 Mk.

Tür verheiratete Angestellte wird eine Frauenzulage von

2000 Mk. im Monat gewahrt. Diese Frauenzulage wird auch

Witwern gewahrt, die einen eigenen Haushalt führen.

Gaufachgruppe Schleswig - Holstein. Die folgende» Neu¬

regelung der Gehaltsbezüge für die Krankenkassen¬

angestellten wurde mit Wirkung vom 1. November 1922

ab vereinbart. Ks betragt:
Gruppe IV

i , 12 0O0 bis ISO;*)

, .
5 000 5000

das Grundgehalt

der Ortszuschlag

das Grundgehalt
der Ortszuschlag

17 000 bis 23 000

Gruppe II

16 000 bis 24 0 10

5 000 5 000

Gruppe III

14 000 bis 21000

5 000 5 f00

19000 bis 26 000

Gruppe I

18 000 bis 27 000

5 000 5000

21000 bis 20 000 23 000 bis 32000

Hierzu werden Teaerun^^zulagen. Frauen...-schlag und

Kirulerzuichlage nach den Sätzen der Reichsbesoldimgsordiuing

Bewährt
Ab 1. Oktober 1922 beträgt die Dienstau fwandsent-

schädigun g mindestens H 00 Mk. pro Quartal. Die Zähl¬

gelder sind so geregelt, daß die im Bezirkstarifvertrag fest¬

gesetzten Jahressätzc ab 1. Oktober 1922 alle Vierteljahre zur

Anwendung gelangen. Den Kassenvorständen soll nahegelegt

werden, die Beträge der Dienstalterszulagen zu runden Summen

abzurunden.

Oaulachgruppe Hansestädte. Die Oehalter Iiir die Kranke*-

k.v ingesteflten wurden wie folgt geregelt:
Gruppe IV

12 000 bis 18000

5 OM r ooo
Grundgehalt .

Ort ag . ,

¦

! '.••••!i<m .

Teu tngszulage

Mo:., tsgehalt

Gruppe III

14000 bis 21 ooo

5000 5 00»

17000 bis 2300»

22000 bis 29000

39000 bis 52000

I9GO0 bis 26000

23000 bis 30 000

42000 bis 5 000

Zuständigkeit der Schlichtungsausschüsse. Der Schüch-

tungsausschuß für die Kreise Altona, Pinneberg und Stormarn

hatte auf Anrufung unserer Kollegen in einer Streitigkeit gegen

die AOK. Stellingen über die Durchführung unserer Tarifgemein¬

schaft beschlossen:

..Die Sache w-ird vertagt. Sie soll zunächst dem Reichs¬

arbeitsministcr zur Entscheidung darüber unterbreitet werden,

ob der Standpunkt des Reichsarbeitsministers in seinem Be¬

scheide vom 26. März 1920 — II 877 — mit Rücksicht auf den

Inhalt des später am IS. Mai 1920 ergangenen Entscheides

des Preußischen Ministers für Volkswohlfahrt — III V 552 —

aufrechterhalten wird, da hiervon die Zuständigkeit des Schiich-

tungsausschusses oder der Versicherungsbehörden abhängt."

Da nach der ganzen Rechtslage, insbesondere auch nach*

den angezo/er.en Erlassen über die Zuständigkeit der Schlich-

tungsausschii^sc eigentlich kein Zweifel besteht, haben wir uns

beschwerdeführend an das Reichsarbcitsministerium gewandt.

In der Verhandlung hierüber, an der die Kollegen Brenke und

Boblmaaa teilnahmen, hat das Reichsarbeitsmini¬
sterium unsere Auffassung vollauf bestätigt.

Es wurde anerkannt, daß bei Durchführung eines rechtmäHtg ab¬

geschlossenen Tarifvertrages im Falle einer Nichteini?ung mit

dem Kassenvorstand in Ermangelung tariflicher Schlichtungs-

stellen die gesetzmäßig vorgesehenen Schlichtungsausschüsse

SaatiBdig aiad. — Dasselbe trifft auch zu für die

durcii das Betriebsrätcge^etz erweiterten Bestimmungen

über die „Anhörung1* der Angestellten bei Aufstellung einer

Dieastordnanc Nach § 75 DRG. kann Im Falle einer Nicht«

einignng über den Inhalt einer Dienstordnung von beiden Teilen

der Schlichtungsausschuß ai.gcruten werden. Dieser trifft eine

»bindende Entscheidung". — Diese bis hierher auch vom Reichs-

arbeitsministerium vertretene Anschauung muß nun, wenn der

§ 165 der Reich^vcrfassung ..Die Arbeiter und Angestellten sind

dazu berufen, gleichberechtigt in Gemeinschaft mit den Unter¬

nehmern an der Regelung der Lohn- und Arbeitsbedingungen

....
mitzuwirken" nicht zur Farce werden soll, logischerwc.se

von den Oberversleherungsämtern in dem nach § 355 RVO.

einzuleitenden Genehmigungsverfahren beachtet werden.

Nachzahlung von Gehaltserhöhungen an Ausgeschiedene.

Der beruisgenossenschaitüche Schlichtungsausschuß für den

Bezirk 11 Berlin verkündete nach Verhandlung am 30. November

1922 — K 9/6S 1922 — folgenden Schiedsspruch:

„Die Antragsgegneria wird für verpflichtet erklärt, dem Bc-

Schwerdefflhrer den Detrag von 2 472,75 Mk. sofort zu zahlen.

Gründe: Dieser Betrag stellt eine erhöhte Teuerungs¬

zulage dar. die am 22. September 19.22 auf Grund der den Be-

rulFgenossensch.'itsangcstellten mit rückwirkender Kraft vom

1. September 1922 an gewährt worden ist. Streitig ist lediglich,

ob diese Teuerungszulage den Beschwerdeführer zusteht, der

am 16. September 1922 aus den Diensten der Antragsgegnerin

geschieden und in die der Molkereiberufsgenossenschaft überge¬

treten ist. Der Schlichtungsausschuß hält den Anspruch des Be¬

schwerdeführers .für begründet. Es ist ihm bekannt, daß das

ganze Bcsoiuungswesen der Berufsgenossenschaften im An¬

schluß an die Reichsbesoldung geregelt worden Ist Zu ver¬

werten fiir die fragliche Entscheidung ist eine Verfügung des

Reichsministers der Finanzen vom 10. November 1022 —

RGB!. I Nr. 9 —. wonach an die nach dem 30. September 1922

ausgeschiedenen Angestellten der Reichsverwaltung die örtlichen

Sonderznschlägc auf Antrag nachzuzahlen sind.

Diesen der Billigkeit entsprechenden Grundsatz auf die Fest¬

angestellten der Berufsgenossenschaften anzuwenden. trüvrt eben

wegen der Regelung der Gehaltsbezüge der Berufsgenossen¬

schaftsangestellten nach Analogie der Reichsbeamten der

Schlichtungsausschuß keine Bedenken, am so weniger, als im vor¬

liegenden Palle das Gehall im voraus zu zahlen war. Z;üer XVil

des gegenwärtigen Uebereinkommens steht dem nicht entgegen,

weil auch die Berufsgenossenschaft der der Beschwerdeführer

jetzt .
hört, d.escm Uebereinkommen unterliegt mithin der

Beschwerde! hrer nicht ausgeschieden ist vielmehr nur den

Dienst erhalb der Berufsgenossenschaften gewechselt hat.41
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